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Das Flexirentengesetz
Ariane Domnauer, Rainer Stosberg

Mit Veröffentlichung des Flexirentengesetzes im Bundesgesetzblatt (BGBl.) vom 13. 12. 20161 haben die 
 Bemühungen der Koalitionsparteien, einerseits das flexible Arbeiten bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze 
bei besserer Gesundheit zu erleichtern und zu fördern und andererseits das Weiterarbeiten über die Regel­
altersgrenze hinaus attraktiver zu machen2, im Großen und Ganzen ihren Abschluss gefunden. Nachjustierungen 
erfolgen derzeit im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum EM­Leistungsverbesserungsgesetz3. Die wesent­
lichen Änderungen des Hinzuverdienstrechts treten zum 1. 7. 2017 in Kraft, andere Neuregelungen finden bereits 
seit dem 14. 12. 2016 (Tag nach der Verkündung) oder seit dem 1. 1. 2017 Anwendung4. Die Deutsche Renten­
versiche rung Bund hat das Gesetzgebungsverfahren von Beginn an intensiv begleitet und u. a. am 17. 10. 2016 
an der öffentlichen Anhörung vor dem Ausschuss für Arbeit und Soziales als sachverständige Institution teil­
genommen5. Zur Sicherstellung einer einheitlichen Rechtsanwendung und als Grundlage für die Program mierung 
haben die trägerüber greifenden Gremien der Deutschen Rentenversicherung mehr als 100 Zweifelsfragen bei 
der Auslegung der neuen Vorschriften geklärt. Der folgende Beitrag stellt die gesetzlichen Neuregelungen 
im Rentenrecht sowie im Versicherungsrecht dar. Dabei liegt der Schwerpunkt auf dem neuen Hinzuverdienst­
recht. Die Gesetzesänderungen im Bereich der Prävention und Rehabilitation sind nicht Gegenstand der Aus­
führungen.

1. Einleitung
Ein wesentlicher Bestandteil des Flexirentengesetzes 
ist die Neugestaltung des Hinzuverdienstrechts. Ent-
sprechende Überlegungen hat es in der Vergangen-
heit schon mehrfach gegeben. Bereits im Jahr 2011 
legte das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) unter seiner damaligen Ministerin Ursula von 
der Leyen Überlegungen zu einer „Kombirente“ als 
Bestandteil eines sog. Rentenpakets vor, zu dem auch 
das Konzept einer „Zuschussrente“ und Verbesserun-
gen bei den Erwerbsminderungsrenten gehörten. 
Trotz zweier Anläufe gelang es jedoch nicht, die ent-
sprechenden Referentenentwürfe6 vom Kabinett be-
schließen zu lassen7.

Zu Beginn der laufenden Legislaturperiode kündigten 
CDU, CSU und SPD in ihrem Koalitionsvertrag 
„Deutschlands Zukunft gestalten“ vom 27. 11. 2013 
an, den rechtlichen Rahmen für flexiblere Übergänge 
vom Erwerbsleben in den Ruhestand zu verbessern. 
Zunächst einmal wurden aber mit dem RV-Leistungs-
verbesserungsgesetz8 die rentenpolitischen Verspre-
chen der Koalitionsparteien aus dem Wahlkampf um-
gesetzt. Das waren die verbesserte Bewertung von 
Zeiten der Erziehung vor 1992 geborener Kinder und 
die abschlagsfreie „Rente mit 63“ bei 45 Versiche-
rungsjahren sowie eine bessere Absicherung er-
werbsgeminderter Personen. Mit der Verabschiedung 
des Gesetzes durch den Deutschen Bundestag wurde 
zugleich ein Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und SPD angenommen, der die Bundes-
regierung aufforderte, Vorschläge zu flexibleren 
Übergängen vom Erwerbsleben in den Ruhestand zu 
erarbeiten. Die in der Folge gebildete Koalitions-
arbeits gruppe „Flexible Übergänge vom Erwerbs-
leben in den Ruhestand“ legte Ende 2015 ihren Ab-
schlussbericht9 vor, der Grundlage einer Formulie-
rungshilfe des BMAS für einen Gesetzentwurf war. 

Der Gesetzentwurf enthält neben den Änderungen 
des Hinzuverdienstrechts und der Einführung der 
Versicherungspflicht von Beziehern einer Vollrente 
vor Erreichen der Regelaltersgrenze noch weitere 
Punkte. Dazu zählen die Möglichkeit, zugunsten einer 
Erhöhung des Rentenanspruchs auch bei Weiter-
arbeit nach Erreichen der Regelaltersgrenze auf 
die Versicherungsfreiheit zu verzichten, die Flexibili-
sierung des Ausgleichs von Rentenabschlägen sowie 

1 Gesetz zur Flexibilisierung des Übergangs vom Erwerbsleben 
in  den Ruhestande und zur Stärkung von Prävention und 
 Reha bilitation im Erwerbsleben vom 8. 12. 2016 – BGBl. I 
S. 2838. Vgl. zu dem Gesetz auch Matlok, Fecher, voraussichtlich 
in DRV  1/2017, sowie aus Sicht der Personalpraxis Lorenz-
Schmidt, Das Flexirentengesetz in der Personalpraxis, ZTR 1/ 
2017, S. 221.

2 Vgl. Gesetzentwurf, BT-Drucks. 18/9787, S. 2.
3 Vgl. Entwurf der Bundes regie rung des Gesetzes zur Verbesse-

rung der Leistungen bei Renten wegen verminderter Erwerbs-
fähig keit und zur Änderung anderer Gesetze (EM-Leistungs-
verbesserungsgesetz), BR-Drucks. 156/17, s. auch Fn. 49.

4 Nachfolgend bei den jeweiligen Regelungen dargestellt.
5 S. dazu auch die schriftliche Stellungnahme der Deutschen 

Renten versicherung Bund, Ausschuss für Arbeit und Soziales, 
Ausschuss-Drucks. 18(11)762, S. 45 ff.

6 Entwurf eines Gesetzes zur Anerkennung der Lebensleistung 
in  der Rentenversicherung vom 22. 3. 2012 und Entwurf eines 
 Gesetzes zur Stärkung der Alterssicherung vom 7. 8. 2012.

7 S. dazu m. w. N. Dünn, Stosberg, Vom „Rentendialog“ zum Ent-
wurf des Alterssicherungsstärkungsgesetzes – Die Reform-
diskussion 2011 bis 2013, DRV 2013, 139.

8 Gesetz über Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen 
Renten versicherung vom 23. 6. 2014 (BGBl. I S. 787), in Kraft ge-
treten zum 1. 7. 2014.

9 www.portal-sozialpolitik.de/index.php?mact=News,m8efeb,defa
ult,1&m8efebnumber=2&m8efebpagenumber=14&m8efebretur
nid=529&m8efebreturnid=529&page=529; abgerufen am 
10. 1. 2017.

http://www.portal-sozialpolitik.de/index.php?mact=News,m8efeb,default,1&m8efebnumber=2&m8efebpagenumber=14&m8efebreturnid=529&m8efebreturnid=529&page=529
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Ergänzungen der Renteninformationen und Renten-
auskünfte für Versicherte. Des Weiteren waren neue 
Regelungen im Bereich der Prävention und der Reha-
bilitation sowie ein auf fünf Jahre befristeter Wegfall 
des Arbeitgeberbeitrags zur Arbeitslosenversiche-
rung für Beschäftigte jenseits der Regelaltersgrenze 
vorgesehen.

Das Bundeskabinett hat den Gesetzentwurf in sei-
ner  Sitzung am 14. 9. 2016 ver-
abschiedet10. Nach einer öffent-
lichen An hörung am 17. 10. 2016 und 
ab schließender Beratung hat der 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
dem Deutschen Bundestag die An-
nahme des Gesetzentwurfs in un-
veränderter Fassung emp fohlen11. 
Am 21. 10. 2016 hat der Bundestag 
das Flexi renten gesetz verabschie-
det12, am 25. 11. 2016 hat es den Bun-
desrat passiert13, und am 13. 12. 2016 
wurde es schließlich im BGBl. ver-
kündet14.

2. Neuregelungen der Teilrenten und 
des  Hinzuverdienstrechts

2.1 Geltendes Recht
Erzielen Altersrentner vor Erreichen 
der Regelaltersgrenze Hinzuverdienst, wird dieser 
nach bisher geltendem Recht monatlich der je wei-
ligen  Hinzuverdienstgrenze gegenübergestellt. Ab-
hängig von der Höhe des Hinzuverdienstes werden 
die Altersrenten als Voll- oder Teilrenten zu zwei 
 Dritteln, der Hälfte oder einem Drittel der Vollrente 
gezahlt15. Vergleichbares gilt bei Renten wegen ver-
minderter Erwerbs fähig keit16. Bei Überschreiten der 
höchsten Hinzuverdienstgrenze besteht kein An-
spruch auf Altersrente, während bei der Rente wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit der Anspruch dem 
Grunde nach nicht berührt wird. Die Rente kann in 
diesem Fall lediglich nicht gezahlt werden. Ein monat-
licher Hinzuverdienst von bis zu 450 EUR ist in der 
Regel17 rentenunschädlich. Im Übrigen gelten indi-
vidu elle Hinzuverdienstgrenzen, deren Höhe u. a. von 
der Höhe der letzten rentenversicherungspflichtigen 
Verdienste abhängt. Die Einhaltung von Hinzuver-
dienstgrenzen kann abschließend nur rückwirkend 
geprüft werden, weshalb es mitunter auch wegen 
gerin ger Überschreitungen aufgrund der Stufen rege-
lung zu erheblichen Rentenrückforderungen kommen 
kann.

2.2 Neuregelung
 z Neue kalenderjährliche Betrachtungsweise

Ab dem 1. 7. 2017 entfallen die bisherigen monatli-
chen Hinzuverdienstgrenzen. Stattdessen gilt eine ka-
lenderjährliche Hinzuverdienstgrenze, die bei den 
vorgezogenen18 Altersrenten und den Renten wegen 
voller Erwerbsminderung 6 300 EUR beträgt19 und 
die bei Renten wegen teilweiser Erwerbsminderung 

individuell jeweils zum 1. Juli eines Jahrs neu errech-
net wird20.

Oberhalb dieser Grenze gilt anstelle der Zuordnung 
zu den bisherigen Teilrenten bzw. teilweise zu leis-
tenden Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 
ein neues zweistufiges Verfahren: Übersteigt der Hin-
zuverdienst die kalenderjährliche Hinzuverdienst-
grenze, wird er zur 40 % stufenlos auf die Rente ange-

rechnet, und es besteht ein Anspruch 
auf Teilrente bzw. teilweise zu leis-
tende Rente wegen verminderter Er-
werbsfähigkeit21. Liegt die Summe 
aus gekürzter Rente und Hinzuver-
dienst über dem bisherigen Einkom-
men, wird der darüber liegende Hin-
zuverdienst zu 100 % auf die verblie-
bene Teilrente angerechnet (sog. Hin-
zuverdienstdeckel)22. Hiermit soll 
erreicht werden, dass mit Rente und 
Hinzuverdienst ins gesamt kein höhe-

10 BT-Drucks. 18/9787.
11 Beschlussempfehlung und Bericht des 

Ausschusses für Arbeit und Soziales, 
Drucks. 18/10065, S. 15.

12 BT-Plenarprotokoll 18/197, S. 19648B (An-
nahme der Vor lage 18/9787).

13 BR-Drucks. 628/16 (Beschluss).
14 S. Fn. 1.
15 § 34 SGB VI i. d. F. bis 30. 6. 2017.
16 §§ 96a, 313 SGB VI i. d. F. bis 30. 6. 2017.
17 Vgl. hierzu Fn. 57.
18 Nach Erreichen der Regelaltersgrenze kann wie bisher un-

begrenzt hinzuverdient werden (Beachte aber §§ 29 AbgG, 
13 EuAbgG!).

19 Vgl. §§ 34 Abs. 2, 96a Abs. 1c Satz 1 Nr. 2 SGB VI. Der Betrag von 
6 300 EUR ergibt sich wie folgt: 12 × 450 EUR zzgl. 2 × 450 EUR 
für die bisherige Möglichkeit des zweimaligen Überschreitens 
um das Doppelte pro Kalenderjahr. Für die Knappschaftsaus-
gleichsleistung bestimmt das Flexirentengesetz nunmehr in 
§ 239 Abs. 3 Satz 6 SGB VI: „Anspruch auf eine Knappschafts-
ausgleichsleistung besteht nur, wenn die kalenderjährliche Hin-
zuverdienstgrenze von 6 300 EUR nicht überschritten wird.“ Der 
bisherige Verweis auf § 34 Abs. 3 Nr. 1 SGB VI entfällt.

20 Vgl. § 96a Abs. 1c Satz 1 Nr. 1 SGB VI. Gleiches gilt bei den 
 Renten für Bergleute, vgl. hierzu § 96a Abs. 1c Satz 1 Nr. 3 
SGB VI.

21 Für das Zusammentreffen von Renten wegen Erwerbsminde-
rung nach dem Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte 
(ALG) und Einkommen i. S. d. § 96a SGB VI verwies § 27a ALG 
bisher im Wesentlichen auf § 96a SGB VI. Aufgrund der Be-
sonder heiten im Alterssicherungssystem der Landwirte würde 
hier jedoch eine Umstellung auf das neue Hinzuverdienstrecht 
überwiegend Verschlechterungen mit sich bringen. Hier bleibt 
es daher bei monatlichen Hinzuverdienstgrenzen. Vgl. insoweit 
Art. 2 Nr. 5 des Flexirentengesetzes und die Gesetzesbegrün-
dung in BT-Drucks. 18/9787, S. 50. Weitere Änderungen erfolgen 
im Hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherungs-Gesetz 
(Art. 6 des Flexirentengesetzes).

22 Der Anspruch auf eine Altersrente besteht nicht mehr, wenn der 
von der Rente abzuziehende Hinzuverdienst den Betrag der 
 Vollrente erreicht, § 34 Abs. 3 Satz 4 SGB VI.
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res Einkommen als vor dem Rentenbeginn erzielt 
werden kann. Als bisheriges Einkommen wird das 
Kalenderjahr mit den höchsten Entgeltpunkten aus 
den letzten 15 Kalenderjahren zugrunde gelegt23. Das 
wirkt zugunsten von Versicherten, die gerade in den 
letzten Jahren vor Rentenbeginn in folge von Arbeits-
losigkeit oder Krankheit weniger Einkommen erzielt 
haben. Durch eine Anbindung an die monatliche Be-
zugsgröße ist der Hinzuverdienstdeckel dynamisch; 
er wird jährlich zum 1. Juli neu berechnet.

Während der 15-Jahreszeitraum zur Berechnung des 
Hinzuverdienstdeckels bei den Renten wegen Alters 
ausgehend vom Rentenbeginn bestimmt wird (§ 34 
Abs. 3a Satz 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch – 
SGB VI), kommt es bei den Renten wegen verminder-
ter Erwerbsfähigkeit insoweit auf den Zeitpunkt des 
Eintritts der Erwerbsminderung an (§ 96a Abs. 1b 
Satz 1 SGB VI). Der maßgebliche Zeitraum kann da-
her bei einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminde-
rung von demjenigen bei einer Rente wegen voller 
Erwerbsminderung abweichen24.

Zudem wird die Regelung des § 228a Abs. 2 SGB VI 
aufgehoben, nach der bisher unterschieden wurde, 

ob das Arbeitsentgelt oder -einkommen in den alten 
oder neuen Bundesländern erzielt wurde. Damit wer-
den nunmehr auch die für Alters teil renten, Renten 
wegen teilweiser Erwerbsminderung und teilweise zu 
leistenden Renten wegen verminderter Erwerbsfä-
higkeit geltenden individuellen Hinzuverdienstgren-
zen vereinheitlicht. Für Altersvollrenten und Renten 
wegen voller Erwerbsminderung in voller Höhe lag 
die Hinzuverdienstgrenze auch bereits bisher bun-
deseinheitlich bei 450 EUR monatlich.

Im Jahr 2017 gilt die volle kalenderjährliche Hinzu-
verdienstgrenze ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des neuen Hinzuverdienstrechts. Sofern Versicherte 
(auch) in der Zeit von Juli bis Dezember 2017 Hinzu-
verdienst erzielen, ist jedoch der gesamte während 
des Rentenbezugs erzielte Hinzuverdienst des Jahres 
2017 dieser Jahreshinzuverdienstgrenze gegenüber-
zustellen. Dementsprechend erfolgt in den Fällen, in 
denen ein anzurechnender Hinzuverdienst aus-
schließlich in der Zeit von Januar bis Juni 2017 erzielt 
worden ist, keine Berücksichtigung dieses Hinzuver-
diensts für den Zeitraum ab Juli 2017.

Die Rentenversicherungsträger (RV-Träger) werden 
die kalenderjährliche Hinzuverdienstgrenze auch 
dann in voller Höhe zugrunde legen, wenn eine Rente 
unterjährig beginnt oder endet, eine Beschäftigung 
nur wenige Monate im Jahr ausgeübt wird oder die 
Regelaltersgrenze unterjährig erreicht wird. Auch bei 
einem unterjährigen Wechsel der Rentenart, z. B. dem 
Wechsel von einer Erwerbsminderungsrente in eine 
vorgezogene Altersrente, wird für die jeweilige Rente 
die kalenderjährliche Hinzuverdienstgrenze in voller 
Höhe berücksichtigt. Der jeweiligen Rente werden die 
im entsprechenden Zeitraum erzielten Einkünfte ge-
genübergestellt. Der Hinzuverdienst wird dann ab 
Rentenbeginn, bis zum Wegfall der Rente, bis zum Er-
reichen der Regelaltersgrenze oder bis bzw. ab Be-
ginn einer Folgerente berücksichtigt.

 z Bestimmung des Hinzuverdienstes durch Prognose
Als Hinzuverdienst sind wie in der Vergangenheit 
Arbeits entgelt, Arbeitseinkommen und vergleich-
bares Einkommen zu berücksichtigen25. Hinsichtlich 
des Arbeitsentgelts oder Arbeitseinkommens kommt 
es – wie auch schon nach der bisherigen Rechts aus-
legung – nicht darauf an, ob eine Beschäftigung oder 
Tätigkeit tatsächlich ausgeübt wird26. Die RV-Träger 
haben sich darauf verständigt, dass Arbeitsentgelt 
aus einem bereits vor Rentenbeginn beendeten 
Arbeits ver hältnis aber auch weiterhin kein Hinzuver-
dienst ist.

Für die Bestimmung des anzurechnenden Hinzuver-
diensts wird ein völlig neuer systematischer Ansatz 
verfolgt. Der voraussichtliche kalenderjährliche Hin-
zuverdienst des laufenden Kalenderjahrs ist von den 
RV-Trägern im Weg einer vorausschauenden Betrach-
tung, einer Prognose, zu jedem 1. Juli festzustellen27 
und der kalenderjährlichen Hinzuverdienstgrenze 
gegen über zustellen. Die Rente wird dann jeweils für 
die Zeit ab 1. Juli festgesetzt.

23 Der Hinzuverdienstdeckel beträgt bei den Altersrenten und den 
Renten wegen voller Erwerbsminderung mindestens die  Summe 
aus einem Zwölftel von 6 300 EUR und dem Monatsbetrag der 
Vollrente bzw. der Rente in voller Höhe, §§ 34 Abs. 3a Satz 2, 96a 
Abs. 1b Satz 2 Nr. 2 SGB VI, und bei den Renten wegen teilweiser 
Erwerbsminderung mindestens die Summe aus einem Zwölftel 
der individuell errechneten Hinzuverdienstgrenze und dem 
Monats betrag der Rente in voller Höhe, § 96a Abs. 1b Satz 2 
Nr. 1 SGB VI.

24 Übt ein Versicherter, dessen Leistungsvermögen noch drei bis 
unter sechs Stunden täglich beträgt, eine versicherungs pflich-
tige Beschäftigung aus, ist zwar für die Rente wegen teilweiser 
Erwerbsminderung in der Regel der Eintritt der Erwerbsminde-
rung in medizinischer Hinsicht maßgeblich. Volle Erwerbs-
minde rung aufgrund eines verschlossenen Teilzeit arbeits-
marktes tritt jedoch erst mit Aufgabe dieser Beschäftigung ein. 
(Vgl. Gemeinsame Rechtliche Anweisungen zu § 43 SGB VI, 
 Abschnitt 4.9.)

25 Bei den Renten wegen teilweiser Erwerbsminderung und  Renten 
für Bergleute sind die in § 96a Abs. 3 Satz 1 SGB VI und bei den 
Renten wegen voller Erwerbsminderung die in § 96a Abs. 3 
Satz 2 SGB VI genannten weiteren Hinzu ver dienst arten zusätz-
lich zu berücksichtigen.

26 Vgl. § 34 Abs. 2 Satz 2 SGB VI i. d. F. bis 30. 6. 2017: „Sie wird nicht 
überschritten, wenn das Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen 
aus einer Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit oder ver-
gleichbares Einkommen im Monat die in Absatz 3 genannten 
Beträge nicht übersteigt, …“. § 34 Abs. 3b Satz 1 SGB VI i. d. F. 
des Flexirentengesetzes lautet nunmehr nur noch: „Als Hinzu-
verdienst sind Arbeitsentgelt, Arbeitseinkommen und vergleich-
bares Einkommen zu berücksichtigen.“ Einkommensteuer-
rechtlich als Einkommen aus Land- und Forstwirtschaft, 
Gewerbe betrieb oder selbständiger Arbeit zu behandelnde 
 Einkünfte werden auch bisher schon als Hinzuverdienst berück-
sichtigt, wenn eine selbständige Tätigkeit nicht aktiv aus-
geübt  wird. (S. hierzu auch die Gesetzesbegründung in BT-
Drucks. 18/9787, S. 39.)

27 Für Altersrenten § 34 Abs. 3c SGB VI, auf den § 96a Abs. 5 SGB VI 
auch für die Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit ver-
weist.
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Nach der Gesetzesbegründung können Grundlage 
hierfür neben den Angaben der Versicherten z. B. 
Arbeits verträge, Arbeitgeberbescheinigungen oder 
– bei Vorliegen von Arbeitseinkommen (steuer recht-
licher Gewinn) – Bescheinigungen des Steuerberaters 
oder der letzte Einkommensteuerbescheid für das 
zeitnaheste Kalenderjahr sein28.

Der Bescheid, mit dem eine Rente unter Berücksichti-
gung des voraussichtlichen Hinzuverdienstes bewil-
ligt wird, stellt eine abschließende Entscheidung dar, 
die sowohl in Widerspruchs- und Klageverfahren als 
auch aufgrund eines Antrags nach § 44 Zehntes Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB X) überprüfbar ist. Sie ver-
stößt nicht gegen das Verbot des vorzeitigen Verfah-
rensabschlusses, nach dem ein Rechtsanspruch auf 
Geldleistungen durch einen endgültigen Verwaltungs-
akt erst anerkannt werden darf, wenn die Sach- und 
Rechtslage vollständig geklärt ist29. Die Gesetzes-
begrün dung30 lässt den Rückgriff auf eine Schätzung 
unter Bezugnahme auf das Urteil des Bundes sozial-
gerichts (BSG) vom 9. 10. 2012 (B 5 R 8/12 R) aus-
drücklich zu. In diesem Urteil hatte das BSG unter 
Zugrundelegung der Rechtslage vor Inkrafttreten des 
Flexirentengesetzes die Ansicht vertreten, dass der 
Erlass eines abschließenden Bescheides über eine 
Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit gegen 
das Verbot des vorzeitigen Verfahrensabschlusses 
verstieße, wenn als Hinzuverdienst eines Selbständi-
gen ein geschätztes Einkommen zugrunde gelegt 
wird. Der zu berücksichtigende Hinzuverdienst sei 
auf Grundlage des tatsächlich erzielten Gewinns erst 
nach Ablauf des Kalenderjahrs zu ermitteln.

Eine Bestimmung des Hinzuverdienstes durch eine 
Prognose ist nicht erforderlich, wenn eine Rente rück-
wirkend bewilligt wird und der Rentenbeginn in 
 einem vorangegangenen Kalenderjahr liegt. In die-
sem Fall werden der Rentenberechnung für zurück-
liegende Kalenderjahre bereits die tatsächlichen Ein-
künfte zugrunde gelegt.

Zu beachten ist auch, dass ein Anspruch auf Alters-
rente weder entstehen noch fortbestehen kann, wenn 
im Rahmen der Prognose festgestellt wird, dass der 
anzurechnende Hinzuverdienst den Betrag der Voll-
rente erreicht.

 z Hinzuverdienständerungen nach der Prognose
§ 34 Abs. 3e SGB VI (ggf. i. V. m. § 96a Abs. 5 SGB VI) 
ermöglicht Versicherten, Hinzuverdienständerungen 
auf Antrag berücksichtigen zu lassen und eine neue 
Prognose des Hinzuverdienstes zu veranlassen, wenn 
der neue voraussichtliche kalenderjährliche31 Hinzu-
verdienst um mindestens zehn Prozent vom bisher 
berücksichtigten abweicht und sich dadurch eine 
Ände rung ergibt, die den Rentenanspruch bzw. die 
Rentenhöhe betrifft. Das gilt nach dem Gesetzeswort-
laut auch bei Hinzutritt oder Wegfall32 von Hinzuver-
dienst. Damit sollen unterjährige Neuberechnungen 
aufgrund von Hinzuverdienständerungen und der da-
mit verbundene Verwaltungsaufwand begrenzt wer-

den. Die RV-Träger haben beschlossen, bei Aufnahme 
einer Beschäftigung bzw. Tätigkeit den Hinzuver-
dienst zu prüfen, um zeitnah feststellen zu können, ob 
der Rentenanspruch weiter besteht, und Überzahlun-
gen möglichst gering zu halten. Eine höhere Rente 
wird gem. § 100 Abs. 1 SGB VI mit dem Beginn des 
folgenden Kalendermonats gezahlt33. Für die Fälle, 
dass eine niedrigere Rente zu zahlen ist, regelt § 34 
Abs. 3e Satz 3 SGB VI (ggf. i. V. m. § 96a Abs. 5 
SGB VI), dass das nur für die Zukunft gilt.

Ist im Rahmen der Prognose jedoch bereits absehbar, 
dass der im laufenden Kalenderjahr zu berücksichti-
gende kalenderjährliche Hinzuverdienst von dem-
jenigen, der im folgenden Kalenderjahr zu berück-
sichtigen ist, um mindestens zehn Prozent – angelehnt 
an § 34 Abs. 3e SGB VI – abweicht, z. B. weil der Hin-
zuverdienst nicht während des gesamten laufenden 
Kalenderjahrs erzielt wird34, ist die Teilrente ab dem 
1. Januar des Folgejahres neu zu bestimmen.

 z Nachträgliche Überprüfung
Zum nächsten 1. Juli wird rückwirkend anhand des 
tatsächlichen Einkommens die Rente für das vorange-
gangene Kalenderjahr centgenau abgerechnet (§ 34 
Abs. 3d Satz 1 SGB VI, ggf. i. V. m. § 96a Abs. 5 SGB VI, 
sog. Spitzabrechnung). Das gilt auch dann, wenn der 
Hinzuverdienst bereits während des vorangegange-
nen Kalenderjahrs weggefallen ist35.

Erreicht ein Versicherter die Regelaltersgrenze, ist 
hiervon abweichend die Überprüfung nach Ablauf des 
Monats durchzuführen, in dem die Regelaltersgrenze 

28 Vgl. BT-Drucks. 18/9787, S. 39.
29 BSG, Urteil vom 28. 11. 1990, Az.: 4 RLw 5/90.
30 BT-Drucks. 18/9787, S. 39.
31 Hat sich zwar der monatliche Hinzuverdienst um mindestens 

zehn Prozent verringert, ist aber bezogen auf das Kalenderjahr 
eine zehnprozentige Minderung nicht eingetreten, liegt keine 
Änderung im Sinne der Vorschrift vor, da es auf die monatliche 
Betrachtung nicht (mehr) ankommt.

32 Wurde die Jahreshinzuverdienstgrenze in den zurückliegenden 
Monaten des jeweiligen Kalenderjahres bereits überschritten, 
kann nach Wegfall des Hinzuverdienstes keine Vollrente, son-
dern nur die sich ggf. ändernde Teilrente, ggf. sogar weiterhin 
keine Rente, gezahlt werden.

33 Die bisherige Vorschrift des § 100 Abs. 2 SGB VI ist aufgehoben 
worden, vgl. hierzu die Gesetzesbegründung in BT-Drucks. 
18/9787, S. 44.

34 Weiterhin betrifft das z. B. Fälle, in denen die Rente im Laufe 
 eines Jahres beginnt, ein Änderungsantrag nach § 34 Abs. 3e 
SGB VI gestellt wurde oder im Folgejahr die Regelaltersgrenze 
erreicht wird.

35 Eine unterschiedliche Teilrente bzw. teilweise zu leistende Rente 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit für einzelne Monate kann 
sich hierbei nicht ergeben, da stets die kalenderjährliche Hinzu-
verdienstgrenze zugrunde zu legen ist. Wird diese überschritten, 
besteht für das gesamte Kalenderjahr bzw. ggf. bis zum Monat 
des Erreichens der Regelaltersgrenze Anspruch auf die nach 
§ 34 Abs. 3 bzw. § 96a Abs. 1a SGB VI zu bestimmende Teilrente 
bzw. teilweise zu leistende Rente wegen verminderter Erwerbs-
fähigkeit.
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erreicht wurde36. Ausnahmsweise werden die RV- 
Träger auch dann außerhalb der jährlichen Über-
prüfung zum 1. Juli eine Überprüfung des Hinzuver-
dienstes vornehmen, wenn die versicherte Person 
stirbt. Wird eine Hinterbliebenenrente im Anschluss 
an eine Versichertenrente gezahlt, ist auf diese Weise 
gewährleistet, dass letztere in zutreffender Höhe und 
die Folgerente von Anfang an richtig berechnet wer-
den kann.

Erzielen Rentenempfänger Arbeitseinkommen, wer-
den die endgültigen Nachweise hierüber – in der 
 Regel der Einkommensteuerbescheid – häufig erst zu 
einem späteren Zeitpunkt vorliegen. Für diese Fälle 
regelt § 34 Abs. 3d Satz 3 SGB VI (ggf. i. V. m. § 96a 
Abs. 5 SGB VI), dass die Überprüfung erst zu diesem 
Zeitpunkt zu erfolgen hat.

Ergibt sich keine Änderung, die bei Altersrenten den 
Rentenanspruch bzw. bei Renten wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit die Rentenhöhe betrifft, verbleibt es 
bei dem aufgrund der Prognose erstellten endgültigen 
Bescheid und der Versicherte erhält lediglich eine 
Mitteilung hierüber37.

Der bisherige Bescheid ist jedoch aufzuheben und ein 
neuer Bescheid zu erteilen, wenn die Vorjahresüber-
prüfung zu einer Änderung in der Rentenhöhe bzw. 
im Rentenanspruch führt38. Hierdurch entstehende 
Überzahlungen oder Nachzahlungen werden zurück-
gefordert oder nachgezahlt. Ein Ermessensspielraum 
besteht insoweit nicht. Da § 34 Abs. 3f Satz 3 SGB VI 
(ggf. i. V. m. § 96a Abs. 5 SGB VI) die Anwendung der 
§§ 24, 45 und 48 SGB X ausdrücklich ausschließt, ist 
die spezialgesetzliche Aufhebungsvorschrift des § 34 
Abs. 3f Satz 1 SGB VI auch dann anwendbar, wenn 
die der Rentenberechnung zugrunde gelegte Pro-
gnose unzutreffend war, weil bei Erlass des Renten-
bescheids bereits objektiv verfügbare Erkenntnisse 
außer Acht gelassen wurden. Die Vorschrift erfasst 
auch solche Änderungen, die sich durch eine unzu-
treffende Prognose im Weiteren ergeben. Ändert sich 
z. B. infolge der Veränderung des Rentenanspruchs 
bzw. der Rentenhöhe aufgrund der Regelungen des 
§ 34 Abs. 3c bis 3e SGB VI auch der Anrechnungs-
betrag bei Anwendung des § 93 SGB VI, erfolgt die 
Korrektur insgesamt nach § 34 Abs. 3f SGB VI.

Ist die Rentenfeststellung dagegen aus anderen Grün-
den korrekturbedürftig, z. B. weil rentenrechtliche 
Zeiten zu Unrecht berücksichtigt worden sind, ist § 34 
Abs. 3f SGB VI nach Auffassung der RV-Träger nicht 
anwendbar. Die Änderung der Rentenfeststellung 
richtet sich in diesem Fall vielmehr nach § 44 ff. 
SGB X.

Sofern die Rentenfeststellung jedoch sowohl aufgrund 
der Berücksichtigung von geändertem oder tat säch-
lichem Hinzuverdienst als auch aus anderen Gründen 
zu korrigieren ist, wendet die Sachbearbeitung zur 
Korrektur die jeweils maßgeblichen Verfahrensrege-
lungen nebeneinander an. Das geschieht in der Weise, 
dass zunächst das SGB X und anschließend § 34 
Abs. 3f SGB VI angewendet wird.

 z Einbehalt aus der laufenden Rente
Mit Einverständnis der Betroffenen können Überzah-
lungen von bis zu 200 EUR von der laufenden Rente 
bis zu deren Hälfte einbehalten werden (vgl. § 34 
Abs. 3g SGB VI, ggf. i. V. m. § 96a Abs. 5 SGB VI). Es 
handelt sich insoweit um eine gegenüber § 51 Erstes 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB I) eigenständige Vor-
schrift mit der Folge, dass die dort geregelten Grund-
sätze zur Aufrechnung keine Anwendung finden. Ins-
besondere können die Betroffenen nicht den Einwand 
der Hilfebedürftigkeit erheben (vgl. hierzu § 51 Abs. 2 
SGB I). Reicht die laufende Rente nicht aus, um den 
Überzahlungsbetrag in einer Summe aus der monat-
lichen Rente zu tilgen, kann der Einbehalt der Über-
zahlung von höchstens 200 EUR auch auf mehrere 
Monate verteilt werden.

Eine einmal erteilte Einverständniserklärung bleibt 
so lange gültig, bis sie vom Versicherten widerrufen 
wird. Der Widerruf kann jederzeit mit Wirkung für 
die Zukunft durch schriftliche Erklärung erfolgen. 
Versicherte, die bereits vor dem 1. 7. 2017 eine Teil-
rente bezogen haben, werden von den RV-Trägern im 
Zusammenhang mit der Prognose zum 1. 7. 2017 ge-
fragt, ob sie ihr Einverständnis erteilen.

 z Neue Prognose
Zu jedem 1. Juli wird zugleich eine neue Prognose er-
stellt, es sei denn, dass in diesem Kalenderjahr erst-
mals Hinzuverdienst oder ein geänderter Hinzuver-
dienst nach § 34 Abs. 3e SGB VI (ggf. i. V. m. § 96a 
Abs. 5 SGB VI) berücksichtigt worden ist39. Ist davon 
auszugehen, dass sich der Hinzuverdienst nicht oder 
ohne Auswirkungen auf den Rentenanspruch ver-
ändert hat, muss ebenfalls keine neue Prognose er-
folgen40.

Ein Anhaltspunkt für eine Änderung der Prognose ist 
allerdings, wenn die Rente im Vorjahr begonnen hat. 
Bei abhängig Beschäftigten werden die RV-Träger von 
Amts wegen das gemeldete Vorjahresentgelt für die 
Prognose zum 1. Juli zugrunde legen, wenn dieses um 
mehr als 500 EUR41 vom bisher berücksichtigten 
Arbeits entgelt abweicht. Bei Selbständigen stellt  allein 
der letzte Einkommensteuerbescheid noch keinen 

36 § 34 Abs. 3d Satz 2 SGB VI, ggf. i. V. m. § 96a Abs. 5 SGB VI.
37 Insoweit stellt der aufgrund einer Prognose erstellte Bescheid 

auch keinen vorläufigen Bescheid dar, denn er ist nicht von vorn-
herein darauf angelegt, durch einen endgültigen Bescheid er-
setzt zu werden (vgl. BSG, Urteil vom 16. 11. 1995, Az.: 4 RLw 
4/94).

38 Vgl. § 34 Abs. 3f SGB VI, ggf. i. V. m. § 96a Abs. 5 SGB VI.
39 § 34 Abs. 3c Satz 3 SGB VI.
40 So die Gesetzesbegründung, BT-Drucks. 18/9787, S. 40.
41 Die Festlegung auf diesen Betrag resultiert daraus, dass Über-

zahlungen bis zu 200 EUR unter den Voraussetzungen von § 34 
Abs. 3g SGB VI (ggf. i. V. m. § 96a Abs. 5 SGB VI) einbehalten wer-
den können. Überzahlungen von bis zu 200 EUR ergeben sich, 
wenn der tatsächliche vom prognostizierten Hinzuverdienst um 
nicht mehr als 500 EUR abweicht (40 % von 500 EUR = 200 EUR).
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Anhaltspunkt für eine Änderung dar, da Einkommen-
steuerbescheide regelmäßig erst mehrere Jahre spä-
ter vorliegen und sich daher hieraus keine ver läss-
liche Prognose für das voraussichtliche kalender-
jährliche Arbeitseinkommen ableiten lässt. Erhalten 
Bezieher einer Rente wegen Erwerbsminderung So-
zial leistungen, so ist eine neue Prognose ebenfalls 
nicht erforderlich, da als Hinzuverdienst das der 
Sozial leistung zugrunde liegende Arbeitsentgelt oder 
Arbeitseinkommen zu berücksichtigen ist (§ 96a 
Abs. 3 Satz 3 SGB VI), das sich während des Sozial-
leistungsbezugs nicht verändert.

Da zum jeweiligen Zeitpunkt der Prognose zu prüfen 
ist, ob die kalenderjährliche Hinzuverdienstgrenze 
insgesamt eingehalten wird, ist auch ein bis dahin im 
Kalenderjahr schon berücksichtigter oder – bei ent-
sprechenden Erkenntnissen – ein abweichender tat-
säch licher Hinzuverdienst in die Prognoseberech-
nung einzubeziehen. Eine rückwirkende Korrektur 
der in dem jeweiligen Kalenderjahr bereits gezahlten 
Rente erfolgt jedoch zu diesem Zeitpunkt nicht42.

 z Freie Wahl einer Teilrente
Bezieher einer vorgezogenen Altersrente haben gem. 
§ 42 Abs. 2 SGB VI auch die Möglichkeit, ihre Teil rente 
unabhängig vom Hinzuverdienst als festen Prozentsatz 
zwischen 10 % und 99 % der Vollrente zu wählen und 
damit ihre Hinzuverdienstgrenze selbst zu bestimmen. 
Diese Möglichkeit besteht auch, wenn sie keinen oder 
nur einen geringen Hinzuverdienst erzielen. Solange 
die Hinzuverdienstgrenze mit einem erzielten Hinzu-
verdienst nicht überschritten wird, findet keine Spitz-
abrechnung statt. Die Höhe der Teilrente und die sich 
daraus ergebende Hinzuverdienstgrenze kann jeder-
zeit neu für die Zukunft festgelegt werden.

Der Zentralverband des Deutschen Handwerks hat in 
seiner schriftlichen Stellungnahme43 sowie in der 
öffent lichen Anhörung am 17. 10. 2016 vor dem Aus-
schuss für Arbeit und Soziales des Deutschen Bundes-
tags44 angeregt, die Festlegung einer bestimmten Teil-
rentenhöhe und Berechnung des maximalen Hinzu-
verdienstes als Regelfall zu kommunizieren und den 
Versicherten zu empfehlen, die individuelle Hinzuver-
dienstgrenze einzuhalten. Das System der Teilrente 
wäre damit für die Versicherten transparenter und 
lebensnaher und eine Spitzabrechnung nur noch in 
wenigen Fällen notwendig. Dieser Ansatz vermag je-
doch bei näherer Betrachtung nicht zu überzeugen. 
Abgesehen davon, dass die Möglichkeit, eine Teilrente 
unabhängig vom Hinzuverdienst zu beantragen, nur 
für Altersrenten besteht45, kann eine Überprüfung des 
Einkommens auf diesem Wege nicht ausgeschlossen 
werden46. Um die Gefahr einer Rückforderung gering 
zu halten, müsste ein ausreichend großer „Sicher-
heitsabschlag“ bei der Teilrentenhöhe vorgenommen 
werden. Gleichwohl können sich Nachzahlungen an 
den Rentner – anders als bei dem Verfahren mit Pro-
gnose und Spitzabrechnung – für den Fall, dass er den 
unschädlichen Hinzuverdienst nicht bis zur vollen 
 Höhe ausgeschöpft hat, nicht ergeben. Eine Kompen-

sation dieses Nachteils erfolgt zwar dadurch, dass der 
nicht in Anspruch genommene Rentenanteil auch 
nicht mit einem Rentenabschlag belastet wird; bei der 
abschlagsfreien Altersrente für besonders langjährig 
Versicherte wirkt sich das jedoch nicht aus47.

 z Übergangsregelungen
Zur Vermeidung von Nachteilen für diejenigen Be-
standsrentner, die bereits laufend eine Altersteil-
rente bzw. eine teilweise geleistete Rente wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit beziehen, enthalten 
die §§ 302 Abs. 6, 313 Abs. 1 SGB VI48 jeweils eine 
Übergangsregelung: Würde die Anwendung des 
 alten Hinzuverdienstrechts für den Rentenbezieher 
zu einer höheren Rente führen, bleibt der Anspruch 
auf die bisherige Teilrente so lange weiter bestehen 
bzw. wird die aufgrund von Hinzuverdienst teilweise 
geleistete Rente wegen verminderter Erwerbsfähig-
keit so lange weitergeleistet, bis die für ihn am 
30. 6. 2017 geltende Hinzuverdienstgrenze über-
schritten wird oder sich aufgrund der Neufassung 
der §§ 34, 96a, 313 SGB VI eine mindestens gleich 
hohe Rente ergibt. Ob diese Hinzuverdienstgrenze 
überschritten wird, beurteilt sich nach dem bis zum 
30. 6. 2017 geltenden Recht; ein zweimaliges kalen-
derjährliches Überschreiten bis zum Doppelten die-
ser Grenze bleibt daher wie bisher folgenlos49. Wird 

42 Vgl. auch die Gesetzesbegründung in BT-Drucks. 18/9787, S. 40.
43 Ausschuss-Drucks. 18(11)762, S. 11.
44 Wortprotokoll 18/89, S. 1489.
45 § 96a Abs. 5 SGB VI verweist nur auf § 34 Abs. 3c bis 3g SGB VI.
46 Vgl. § 42 Abs. 2 Satz 2 SGB VI. Wird die Grenze für einen unschäd-

lichen Hinzuverdienst überschritten, bestehen keine Unter-
schiede zum Verfahren der Spitzabrechnung nach § 34 Abs. 3f 
SGB VI; überzahlte Rentenbeträge müssen zurückgefordert 
werden.

47 Gleiches gilt für die Altersrente für schwerbehinderte Men-
schen. Auch diese wird abschlagsfrei geleistet, wenn sie nicht 
vorzeitig in Anspruch genommen wird.

48 Die bisherige Regelung des § 302 Abs. 6 SGB VI ist wegen Zeit-
ablaufs entbehrlich geworden. Der bisherige Abs. 1 des § 313 
SGB VI konnte aufgehoben werden, da auch für Versicherte, die 
nach dem bis zum 31. 12. 2000 geltenden Recht festgestellte 
Renten wegen Berufsunfähigkeit, Erwerbsunfähigkeit oder für 
Bergleute beziehen, nunmehr das neue Hinzuverdienstrecht gilt 
(s. hierzu die Ausführungen im Abschnitt „Änderungen der 
§§ 302a, 302b SGB VI“).

49 Vgl. BT-Drucks. 18/9787, S. 48. Die im Flexirentengesetz ent-
haltene Bestandschutzregelung sieht keine Veränderung der 
Hinzuverdienstgrenze vor. Da dies im Einzelfall zu Verschlechte-
rungen führen kann, sieht der Entwurf der Bundesregierung 
 eines EM-Leistungsverbesserungsgesetzes (s. Nachweis bei 
Fn. 3) nunmehr eine jährliche Anpassung der Hinzuverdienst-
grenze entsprechend der prozentualen Veränderung der 
Bezugs größe vor, vgl. Art. 1 Nrn. 14, 16 EM-Leistungs verbes-
serungs gesetz. Aufgrund der Besitzschutzregelungen in den 
§§ 302 Abs. 6, 313 Abs. 1 SGB VI könnte sich die Anwendung des 
alten Hinzuverdienstrechts über eine lange Zeit, für Renten 
 wegen verminderter Erwerbsfähigkeit zum Teil über Jahrzehnte, 
erstrecken. Die vorgesehene Dynamisierung kann diesen Zeit-
raum weiter verlängern. In dieser Zeit ist für die betroffenen 
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die Hinzuverdienstgrenze darüber hinaus über-
schritten, gilt ab diesem Monat das neue Hinzuver-
dienstrecht.

Die Übergangsregelung ist nicht nur im Rahmen der 
Prognose, sondern auch bei der Spitzabrechnung zu 
prüfen: Wird die Rente zunächst aufgrund der Pro-
gnose unter Anwendung neuen Rechts gezahlt, ergibt 
sich dann aber bei der Überprüfung des Vorjahres-
hinzuverdiensts, dass das bis zum 30. 6. 2017 gelten-
de Recht zu einer höheren Rente führen würde als 
das neue Hinzuverdienstrecht, ist die Rente unter 
Anwendung der Übergangsregelung rückwirkend 
entsprechend neu zu berechnen. Ein weiterer Anlass 
für die Prüfung, ob die Übergangsregelung zur An-
wendung kommt, ist ein Antrag nach § 34 Abs. 3e 
SGB VI.

 z Änderung der §§ 302a, 302b SGB VI
Invaliden- oder Bergmannsinvalidenrenten des Bei-
trittsgebiets, die am 30. 6. 2017 je nach Höhe des Hin-
zuverdienstes als Renten wegen Erwerbsunfähigkeit 
oder als Renten wegen Berufsunfähigkeit geleistet 
wurden, gelten ab dem 1. 7. 2017 einheitlich als Ren-
ten wegen voller Erwerbsminderung.

Laufende Renten wegen Berufsunfähigkeit gelten ab 
dem 1. 7. 2017 als Renten wegen teilweiser Erwerbs-
minderung und behalten den bisherigen Renten-
artfaktor, solange Berufsunfähigkeit, teilweise Er-
werbsminderung oder Berufsunfähigkeit i. S. von 
§ 240 Abs. 2 SGB VI vorliegt. Renten wegen Er-
werbsunfähigkeit sollen als Renten wegen voller 
Erwerbs minderung gelten, solange entweder Er-
werbsunfähigkeit oder volle Erwerbsminderung vor-
liegt50.

Besondere Übergangsregelungen hinsichtlich des 
Hinzuverdiensts für Renten wegen Berufs- oder Er-
werbsunfähigkeit sind damit entbehrlich51.

 z Rentenberechnung
Auch ab dem 1. 7. 2017 beruht eine Teilrente wegen 
Alters oder eine teilweise zu leistende Rente wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit nur auf einem Teil 
der Summe aller Entgeltpunkte. Dabei liegen einer 
unabhängig vom Hinzuverdienst gewählten Teil-
rente wegen Alters nach § 42 Abs. 2 SGB VI die Ent-
geltpunkte zugrunde, die dem Verhältnis der Teil-
rente zur Vollrente entsprechen52. Bei einer vom 
Hinzu verdienst abhängigen Altersteilrente und einer 
nur teilweise zu leistenden Rente wegen verminder-
ter  Erwerbsfähigkeit ergeben sich dagegen die in 
 Anspruch genommenen Entgeltpunkte im Wege einer 
Rückrechnung aus dem Monatsbetrag der Rente nach 
Anrechnung des Hinzuverdiensts53. Dieser neuen 
Syste matik bedurfte es im Hinblick auf den Weg-
fall der festen Teilrentenstufen zugunsten der stufen-
losen Anrechnung von Hinzuverdienst. Werden Ent-
geltpunkte nicht in Anspruch genommen, so kann 
das  zu einem späteren Zeitpunkt zu einer Erhö-
hung  des Zugangsfaktors für diese Entgeltpunkte 
 führen54.

2.3 Bewertung der gesetzlichen Neuregelung
Eine Flexibilisierung der Teilrenten und des Hinzu-
verdienstrechts kann zu einem längeren Verbleib der 
Versicherten im Erwerbsleben beitragen, sofern die 
Regelungen aus Sicht der Betroffenen einfacher und 
verständlicher sind als heute. Die Auswirkungen von 
Hinzuverdienst müssen leicht vorhersehbar sein und 
akzeptiert werden.

Allerdings sind in der öffentlichen Diskussion auch 
Bedenken in Bezug auf die Neuregelung erhoben 
worden. So wurde anlässlich der öffentlichen An-
hörung insbesondere die Befürchtung geäußert, 
dass sich das künftige Verfahren zur Ermittlung des 
Hinzuverdienstes mit Prognose und nachträglicher 
Spitz abrech nung in der Praxis wegen der damit 
einher gehen den Bescheidaufhebungen und Rück-
forde run gen als aufwendig und streitanfällig erwei-
sen könnte55. Tatsächlich war die Vermeidung der im 
aktuellen Recht aufgrund der Teilrentenstufen vor-
kommenden „Stufenabstürze“ und der damit ver-
bundenen – für alle Beteiligten belastenden – Rück-
forde rungs ver fahren ein Beweggrund gewesen, das 
Hinzuverdienstrecht neu zu regeln. Nachträgliche 
Korrekturen könnten insbesondere dann erforderlich 
werden, wenn das tatsächlich erzielte Arbeitsentgelt 
etwa  wegen Tariferhöhungen, Überstunden oder 
auch Arbeits zeit ände run gen nicht der Prognose ent-
spricht.

Auch der Sozialbeirat weist in seinem Gutachten 
zum  Rentenversicherungsbericht 2016 und zum 
Alters siche rungs bericht 2016 (Sozialbeirat, Gut-
achten 2016) auf die mit dem Verfahren der Spitz-
abrechnung verbundene Komplexität der Teilrenten-
regelung hin. Es werde in vielen Fällen zu rück-
wirkenden Bescheidaufhebungen mit Nachzah-
lungen  oder Rückforderungen kommen, was zu 

 Fälle ein erheblicher Verwaltungsaufwand erforderlich: Das bis-
herige Hinzuverdienstrecht ist anzuwenden und zusätzlich zu 
prüfen, ob es auch weiterhin günstiger als das neue Recht ist. 
Die Deutsche Rentenversicherung Bund hat bereits anlässlich 
der Anhörung zum Flexirentengesetz daher angeregt, die Ver-
trauensschutzregelungen zeitlich zu befristen, s. Ausschuss-
Drucks. 18(11)762, S. 49.

50 Darüber hinaus wird die bisherige Regelung in § 314b SGB VI zur 
Befristung der Renten wegen Berufsunfähigkeit oder Erwerbs-
unfähigkeit als neuer Abs. 3 in § 302b SGB VI aufgenommen. Vgl. 
insgesamt zum Hintergrund der Änderungen die Gesetzes-
begründung, BT-Drucks. 18/9787, S. 49/50.

51 Weiterhin wird § 313a SGB VI zum 1. 7. 2017 wegen Zeitablaufs 
aufgehoben.

52 § 66 Abs. 3 Satz 1 SGB VI.
53 §§ 66 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 SGB VI. Vgl. zu den Einzelheiten der 

Rückrechnung die Gesetzesbegründung (BT-Drucks. 18/9787, 
S. 42).

54 Vgl. BT-Drucks. 18/9787, S. 42.
55 Vgl. die Stellungnahmen des Deutschen Gewerkschaftsbundes 

und der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit geber-
verbände, Ausschuss-Drucks. 18(11)762, S. 30 bzw. 60.
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Un verständnis und Fragen führen werde und ggf. 
Auswirkungen auf Versicherungspflicht und Ent-
geltersatzleistungen haben könne. Sinnvoll wäre nach 
Ansicht des Sozialbeirats eine Flexi bili sie rung durch 
die Einführung von mehr Teilrentenstufen als bisher 
gewesen56.

Nicht zuletzt bringt die Einführung einer Jahres-
hinzu verdienst grenze anstelle der bisherigen mo-
natlichen Grenze bei Renten wegen verminderter 
Erwerbs fähigkeit die Gefahr mit sich, dass die Be-
troffenen ihren Rentenanspruch durch ein geänder-
tes Erwerbs verhalten gefährden. So könnte es vor-
kommen, dass zwar die Jahreshinzuverdienstgrenze 
eingehalten wird, der Tatbestand der Erwerbs-
minderung jedoch dem Grunde nach in Frage zu 
 stellen ist57.

3. Frühere und flexiblere Ausgleichszahlungen 
für Rentenabschläge

§ 187a SGB VI regelt seit August 199658 die Möglich-
keit, die mit einem vorzeitigen Altersrentenbezug 
verbun denen Abschläge59 durch zusätzliche Beitrags-
zahlungen auszugleichen. Grundlage hierfür ist eine 
besondere Rentenauskunft, die Versicherte bisher 
regel mäßig erst nach Vollendung des 55. Lebensjahrs 
und nur bei besonderem Interesse früher erhalten 
haben. Ab dem 1. 7. 2017 wird nun generell davon 
ausgegangen, dass ein berechtigtes Interesse für 
 diese Rentenauskunft60 bereits nach Vollendung des 
50. Lebensjahres besteht. Beitragszahlungen zum 
Ausgleich von Rentenminderungen sind damit in der 
Regel fünf Jahre früher möglich61. Dabei können 
zweimal jährlich Teilzahlungen erfolgen62. Im Jahr 
2015 haben von der Möglichkeit der Beitragszahlung 
nach § 187a SGB VI bei allen RV-Trägern insgesamt 
nur ca. 1 500 Versicherte Gebrauch gemacht. Die An-
zahl derjenigen, die noch nicht das 60. Lebensjahr 
vollendet hatten, betrug dabei rd. 230 Versicherte63. 
Hier bleibt abzuwarten, inwieweit die Neuregelung zu 
einer höheren Inanspruchnahme führt.

4. Ergänzungen in Rentenauskunft und 
Renten information

Bereits seit dem Folgetag der Verkündung, d. h. seit 
dem 14. 12. 2016, ist der Umfang der in der Rentenaus-
kunft verpflichtend zu vermittelnden Informationen 
ausgeweitet worden64. Sie soll nun auch eine Prognose 
über die zu erwartende Höhe der Regelaltersrente ent-
halten, die unterstellt, dass bis zum Rentenbeginn wei-
tere Zeiten entsprechend des bisherigen Versiche-
rungslebens zurückgelegt werden65. Zudem soll die 
Rentenauskunft um allgemeine Hinweise ergänzt wer-
den, die für Versicherte insbesondere im Zusammen-
hang mit der Flexibilisierung des Hinzuverdienstrechts 
durch das Flexirentengesetz von Interesse sind66.

Darüber hinaus muss künftig die letzte Renteninfor-
mation vor Vollendung des 50. Lebensjahres den Hin-
weis enthalten, dass eine Rentenauskunft auch vor 
Vollendung des 55. Lebensjahres erteilt werden kann 

und auf Antrag in einer besonderen Rentenauskunft 
auch die Höhe der Beitragszahlung ausgewiesen 
wird, die zum Ausgleich einer Rentenminderung bei 
vorzeitiger Inanspruchnahme einer Altersrente erfor-
derlich ist67.

Zusätzlich sind die Versicherten in der Rentenaus-
kunft ab dem 1. 7. 2017 auf die Auswirkungen einer 
vorzeitigen Inanspruchnahme einer Altersrente und 
eines Hinausschiebens des Rentenbeginns über die 
Regelaltersgrenze hinaus hinzuweisen68.

5. Rentenversicherungspflicht für Vollrentner 
vor Erreichen der Regelaltersgrenze

Nach der bis zum 31. 12. 2016 geltenden Fassung des 
§ 5 Abs. 4 Nr. 1 SGB VI waren Bezieher einer Voll-
rente wegen Alters versicherungsfrei. Der Bezug 

56 Sozialbeirat, Gutachten 2016, Ziff. 73.
57 Der Anspruch auf eine Rente wegen verminderter Erwerbs-

fähig keit beruht auch darauf, dass Versicherte aus medizini-
schen Gründen weniger als drei Stunden (Rente wegen voller 
Erwerbsminderung) bzw. weniger als sechs Stunden (Rente 
 wegen teilweiser Erwerbsminderung) täglich arbeiten können. 
Renten wegen voller Erwerbsminderung aufgrund eines ver-
schlossenen Teilzeitarbeitsmarktes beruhen zudem auf den 
Verhältnissen des Arbeitsmarktes. Damit der Anspruch auf eine 
Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit dem Grunde nach 
weiter besteht, darf eine Tätigkeit dem zeitlichen Umfang nach 
nur innerhalb des medizinisch festgestellten Leistungsver-
mögens ausgeübt werden. Ggf. ist durch den RV-Träger zu prü-
fen, ob lediglich ein Anspruch auf eine Rente wegen teilweiser 
Erwerbsminderung bzw. gar kein Rentenanspruch mehr be-
steht.

58 § 187a SGB VI wurde eingefügt durch Art. 2 des Gesetzes zur 
Förderung eines gleitenden Übergangs in den Ruhestand vom 
23. 7. 1996 (BGBl. I S. 1078).

59 Vgl. § 77 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a SGB VI.
60 Vgl. § 109 Abs. 1 Satz 3 i. V. m. § 109 Abs. 5 Satz 4 SGB VI.
61 Vgl. § 187a Abs. 1, 1a SGB VI. Mit § 187a Abs. 1 Satz 3 wird klar-

gestellt, dass eine Ausgleichszahlung dann nicht mehr möglich 
ist, wenn deren beabsichtigtes Ziel – der Rückkauf von Renten-
abschlägen auf Grundlage einer ent sprechenden Auskunft – 
nicht mehr im Vordergrund steht; vgl. hierzu die Gesetzes-
begründung in BT-Drucks. 18/9787, S. 46.

62 Vgl. § 187a Abs. 3 Satz 2 SGB VI.
63 Statistik der Deutschen Rentenversicherung – Versicherte 2015, 

Tabelle: 3.00 V.
64 § 109 Abs. 4 Nrn. 4, 5 SGB VI.
65 Die Rentenauskünfte der RV-Träger enthielten aber bereits auch 

bisher eine solche Prognose. Das wird nun in den Anforderungs-
katalog des § 109 Abs. 4 SGB VI aufgenommen.

66 Bisher wurden in den Rentenauskünften Aussagen dazu getrof-
fen, wie hoch die Hinzuverdienstgrenzen für die bisherigen Teil-
renten stufen sind. Im Hinblick auf die Komplexität der neuen 
Regelungen können künftig keine genaueren Aussagen getrof-
fen werden, sondern die Hinzuverdienstmöglichkeiten können 
lediglich abstrakt dargestellt werden. Individuelle Berechnun-
gen können die Versicherten in den Auskunfts- und Beratungs-
stellen erhalten.

67 § 109 Abs. 2 Satz 2 SGB VI; s. hierzu auch die Ausführungen 
 unter 3.

68 § 109 Abs. 4 Nr. 6 SGB VI.
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 einer Teilrente begründete dagegen keine Versiche-
rungsfreiheit in der gesetzlichen Rentenversicherung 
(RV). Seit dem 1. 1. 2017 besteht vor dem Erreichen 
der Regel alters grenze unabhängig davon, ob eine 
Alters rente als Voll- oder Teilrente bezogen wird, 
Versiche rungspflicht in der gesetzlichen RV69. Die 
Rechtsänderung betrifft auch nicht erwerbsmäßig 
 tätige Pflegepersonen, die die Voraussetzungen des 
§ 3 Satz 1 Nr. 1a SGB VI erfüllen.

Altersvollrentner, die eine geringfügig entlohnte Be-
schäftigung ausüben, können sich vor Erreichen der 
Regelaltersgrenze von der Rentenversicherungs-
pflicht befreien lassen (§ 6 Abs. 1b SGB VI). Die vom 
Arbeitgeber zu zahlenden Pauschalbeiträge nach 
§ 172 Abs. 3 bzw. 3a SGB VI wirken sich in diesem 
Fall bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze renten-
steigernd aus.

Bestandsschutz wird Beschäftigten gewährt, die am 
31. 12. 2016 aufgrund des Bezugs einer Altersvollren-
te rentenversicherungsfrei vor Erreichen der Regel-
alters grenze beschäftigt waren. Sie bleiben in dieser 
Beschäftigung auch weiterhin rentenversicherungs-
frei70. Das gilt entsprechend für die Ver siche rungs-
freiheit in einer selbständigen Tätigkeit.

Der Bestandsschutz endet, wenn die Beschäftigung 
oder selbständige Tätigkeit aufgegeben wird und er-
fasst nicht eine ggf. erneut aufgenommene Beschäfti-
gung oder selbständige Tätigkeit. Der Bestandsschutz 
entfällt darüber hinaus, wenn die Altersrente als Teil-
rente bezogen wird, weil die Hinzuverdienstgrenze 
nach § 34 SGB VI überschritten wird oder der Ren-
tenbezieher von der Gestaltungsmöglichkeit nach 
§ 42 Abs. 2 SGB VI Gebrauch macht. Wird die Alters-
rente danach wieder als Vollrente gezahlt, bleibt das 
ohne Auswirkung. Zu beachten ist auch, dass eben-
falls kein Bestandsschutz gewährt wird, wenn nach 
dem 1. 7. 2017 die Hinzuverdienstgrenze nach § 34 
Abs. 3 Nr. 1 SGB VI in der bis 30. 6. 2017 geltenden 

Fassung überschritten wird und die Altersrente den-
noch weiterhin als Vollrente zu zahlen ist. Der Besitz-
schutz endet demnach, wenn die bisherige Hinzuver-
dienstgrenze von 450 EUR innerhalb eines Kalender-
jahrs zum dritten Mal überschritten wird.

Auf die Rentenversicherungsfreiheit kann verzichtet 
werden71. Beschäftigte erklären den Verzicht gegen-
über ihrem Arbeitgeber, der die Verzichtserklärung 
zu den Entgeltunterlagen zu nehmen hat. Selbständig 
Tätige erklären den Verzicht gegenüber dem zustän-
digen RV-Träger. Der Verzicht kann nur für die Zu-
kunft erklärt werden und ist für die Dauer der Be-
schäftigung bzw. der selbständigen Tätigkeit bindend.

Aufgrund der Bindung der Verzichtserklärung für die 
Dauer der Beschäftigung72 schließt der Verzicht auf 
die Versicherungsfreiheit ein Befreiungsrecht nach 
§ 6 Abs. 1b SGB VI in einer geringfügig entlohnten Be-
schäftigung aus.

Die erzielten Zuschläge an Entgeltpunkten aus den 
Beiträgen nach Beginn einer Rente wegen Alters wer-
den mit Ablauf des Kalendermonats des Erreichens 
der Regelaltersgrenze rentensteigernd berücksichtigt 
(§ 66 Abs. 3a Satz 1 SGB VI). Dabei werden auch aus 
versicherungsfreien geringfügigen Beschäftigungen 
bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze, für die der 
Arbeitgeber einen Beitragsanteil geleistet hat, unab-
hängig davon, ob eine Altersrente als Teil- oder Voll-
rente bezogen wird, Zuschläge an Entgeltpunkten er-
mittelt73.

6. Folgeänderungen in der freiwilligen Versicherung, 
bei Rentensplitting und Versorgungsausgleich

Zum 1. 1. 2017 ist zudem eine Folgeänderung hin-
sichtlich der Berechtigung zur freiwilligen Versiche-
rung in Kraft getreten. Bisher stand die bindende Be-
willigung einer Vollrente wegen Alters74 der frei-
willigen Versicherung entgegen, auch wenn es sich 
nicht um eine Regelaltersrente handelte. Nunmehr ist 
die freiwillige Versicherung – soweit die weiteren 
Voraus setzungen von § 7 Abs. 1 SGB VI vorliegen – 
auch bei bindender Bewilligung einer Alters voll-
rente75 bis zum Ablauf des Monats, in dem die Regel-
alters grenze erreicht wird, zulässig76.

Weitere Folgeänderungen, die ebenfalls zum 1. 1. 2017 
in Kraft getreten sind, betreffen das Rentensplitting 
und den Versorgungsausgleich. Der Anspruch auf 
Durchführung eines Rentensplittings unter Ehegatten 
setzt nunmehr voraus, dass beide Ehegatten die 
Regel alters grenze erreicht haben und mindestens 
 einer von ihnen Anspruch auf eine Vollrente wegen 
Alters hat (§ 120a Abs. 3 SGB VI). Zudem wurde die 
Definition des Endes der Splittingzeit entsprechend 
angepasst (§ 120a Abs. 6 SGB VI). Darüber hinaus 
wurde § 187 Abs. 4 SGB VI hinsichtlich des Zeit-
punkts, bis zu dem eine Beitragszahlung im Zusam-
menhang mit dem Versorgungsausgleich zulässig ist, 
an die neue Rechtslage angepasst. Seit dem 1. 1. 2017 
ist nach bindender Bewilligung einer Vollrente wegen 
Alters eine Beitragszahlung zur Wiederauffüllung 

69 Gem. § 5 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 SGB VI tritt die Versicherungsfreiheit 
erst ein, wenn eine Vollrente wegen Alters ab Erreichen der 
Regel alters grenze bezogen wird. Änderungen ergeben sich 
inso weit auch hinsichtlich der Künstlersozialversicherung, 
vgl. hierzu Art. 7 des Flexirentengesetzes.

70 § 230 Abs. 9 SGB VI. Dabei trägt der Arbeitgeber die Hälfte des 
Beitrags. § 276a Abs. 1a SGB VI verweist insoweit auf § 172 
Abs. 1 SGB VI.

71 § 230 Abs. 9 Sätze 2 bis 4 SGB VI.
72 § 230 Abs. 9 Satz 3 SGB VI.
73 § 76b Abs. 1, 4 SGB VI.
74 Gleiches galt für Zeiten des Bezugs einer solchen Rente, vgl. 

§ 7 Abs. 2 SGB VI i. d. F. bis 31. 12. 2016.
75 Oder Zeiten des Bezugs einer solchen Rente. Vgl. im Übrigen 

auch die Änderungen in §§ 232 Abs. 2, 284 Satz 2 SGB VI.
76 Die Süddeutsche Zeitung vom 4. 1. 2017 („Früher Vogel fängt den 

Wurm“) und die Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 7. 1. 2017 
(„Mit freiwilligen Beiträgen die Rente aufbessern“) wiesen in 
diesem Zusammenhang darauf hin, dass die Möglichkeit der 
Einzahlung von freiwilligen Beiträgen in die gesetzliche RV an-
gesichts der derzeit niedrigen Zinsen besonders attraktiv ist.
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oder Begründung von Rentenanwartschaften nicht 
mehr zulässig, wenn der Monat abgelaufen ist, in dem 
die Regelaltersgrenze erreicht wurde. Auch für die 
Zulässigkeit der Zahlung von Beiträgen bei Abfindun-
gen nach § 187b Abs. 2 SGB VI wird bezüglich des 
 Endes der Einzahlungsfrist nunmehr auf den Ablauf 
des Monats, in dem die Regelaltersgrenze erreicht 
wurde, abgestellt.

7. Aktivierung der Arbeitgeberbeiträge nach 
Erreichen der Regelaltersgrenze

Nach Erreichen der Regelaltersgrenze tritt bei einem 
Altersvollrentenbezug weiterhin Rentenversiche-
rungsfreiheit ein. Um eine Verzerrung des Wett-
bewerbs auf dem Arbeitsmarkt zu vermeiden, zahlen 
Arbeitgeber für diese Beschäftigten – wie bisher – 
 einen Arbeitgeberanteil, der der Höhe nach dem 
Arbeit geber beitrag entspricht, der zu zahlen wäre, 
wenn der Beschäftigte rentenversicherungspflichtig 
wäre77. Für geringfügig entlohnt beschäftigte Alters-
vollrentner nach Erreichen der Regelaltersgrenze hat 
der Arbeitgeber einen Arbeitgeberbetrag in Höhe von 
15 % zur RV zu zahlen.

Zur leistungsrechtlichen Aktivierung dieser Beiträge 
können beschäftigte Altersvollrentner ab dem 
1. 1. 2017 nach Erreichen der Regelaltersgrenze durch 
Erklärung gegenüber dem Arbeitgeber auf die Ren-
tenversicherungsfreiheit verzichten und ihren Bei-
tragsanteil zur RV zahlen78. Das gilt auch für beschäf-
tigte Bestandsvollrentner.

Der Verzicht kann nur für die Zukunft erklärt werden 
und ist für die Dauer der Beschäftigung bindend.

Dadurch führen sowohl der bisher wirkungslos ge-
bliebene Arbeitgeberanteil als auch der eigene Bei-
tragsanteil des Beschäftigten zu einer Erhöhung der 
Rente. Die in einem Kalenderjahr aus den Pflichtbei-
trägen erworbenen zusätzlichen Rentenanwartschaf-
ten werden zum 1. Juli des Folgejahres in einer Ren-
tenneuberechnung rentensteigernd berücksichtigt. 
Der für die Zuschläge maßgebende Zugangsfaktor 
richtet sich hierbei nicht nach dem ursprünglichen 
Beginn der Altersrente, sondern nach dem Zeitpunkt, 
zu dem sie jeweils Berücksichtigung finden79. Wird 
die Regelaltersgrenze in dem Zeitraum von Januar 
bis Mai eines Jahrs erreicht, können zum 1. Juli des-
selben Jahres keine Zuschläge für das vorhergehende 
Kalenderjahr berücksichtigt werden, da diese – eben-
so wie die Zuschläge für das laufende Kalenderjahr 
bis zum Erreichen der Regelaltersrente – bereits mit 
Ablauf des Kalendermonats angerechnet wurden, in 
dem die Regelaltersgrenze erreicht wurde80. Zum 
1. Juli des Folgejahres können für das dann vor her-
gehende Kalenderjahr Zuschläge für die nach Errei-
chen der Regelaltersgrenze liegenden Monate ermit-
telt werden.

Die Verzichtserklärung ist zu den Entgeltunterlagen 
zu nehmen. Selbständig Tätige i. S. des § 2 SGB VI 
können den Verzicht gegenüber dem zuständigen RV-
Träger erklären.

Wird in einer geringfügig entlohnten Beschäftigung 
auf die Versicherungsfreiheit verzichtet, ist eine spä-
tere Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 
für geringfügig entlohnte Beschäftigte ausgeschlos-
sen.

8. Befristeter Wegfall des Arbeitgeberbeitrags zur 
Arbeitslosenversicherung für ältere Arbeitnehmer

Personen, die die Altersgrenze für die Regel alters-
rente aus der gesetzlichen RV erreichen, sind in der 
Arbeitslosenversicherung nach § 28 Abs. 1 Nr. 1 
 Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) versiche-
rungsfrei. In diesen Fällen sind allerdings die Arbeit-
geber verpflichtet, die Hälfte des Beitrags zu tragen, 
der zu zahlen wäre, wenn die Beschäftigten versiche-
rungspflichtig wären81. Mit einer Ergänzung der Vor-
schrift wird angeordnet, dass diese Regelung ab dem 
1. 1. 2017 bis zum 31. 12. 2021 nicht anzuwenden ist. 
Die Entlastung der Arbeitgeber soll zur Steigerung 
der Attraktivität der Beschäftigung älterer Arbeit-
nehmer beitragen.

9. Nahtlosigkeit von Sozialversicherungsleistungen
Nach § 101 Abs. 1 SGB VI beginnen befristete Renten 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit nicht vor 
 Beginn des siebten Kalendermonats nach Eintritt 
der  Erwerbsminderung. Hiervon sieht seit dem 
14. 12. 201682 der neue Abs. 1a der Vorschrift eine 
Ausnahme vor. Danach können Renten wegen voller 
Erwerbsminderung, die allein aus medizinischen 
Gründen befristet werden, bereits vor Ablauf des 
siebten Kalendermonats beginnen, wenn durch die 
Feststellung der vollen Erwerbsminderung entweder 
der Anspruch auf Arbeitslosengeld entfällt oder nach 
Feststellung der verminderten Erwerbsfähigkeit der 
Anspruch auf Krankengeld oder Krankentagegeld 
 endet, weil die Höchstbezugsdauer erreicht ist. Mit 
dieser Regelung soll eine Sicherungslücke in der 
Sozial ver siche rung geschlossen werden, in der eine 
Nahtlosigkeit der Sozialleistungen in atypischen Fäl-
len nicht gegeben war.

10. Ausblick
Es bleibt abzuwarten, in welchem Maße es mit dem 
Flexi renten gesetz gelingen wird, das flexible Arbei-
ten bis zur Regelaltersgrenze und darüber hinaus 
entscheidend zu fördern. Mit der Neuregelung des 
Hinzuverdienstrechts sollen die Schwächen des bis-
heri gen Teilrentensystems überwunden werden, das 

77 § 172 SGB VI.
78 § 5 Abs. 4 Satz 2 bis 4 SGB VI.
79 Erhöhung des Zugangsfaktors um 0,005 für jeden vollen Kalen-

dermonat (§ 77 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b, Satz 4 SGB VI i. V. m. 
§ 66 Abs. 3a Satz 1 SGB VI).

80 S. hierzu unter 5.
81 § 346 Abs. 3 Satz 1 SGB III.
82 Inkrafttreten am Folgetag nach der Verkündung, s. Art. 9 Abs. 2 

Flexirentengesetz.
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auch bei geringfügigem Überschreiten der jeweiligen 
Hinzuverdienstgrenze zu einer unverhältnismäßigen 
Kürzung der Rente führen konnte. Für den Erfolg der 
Neuregelung wird es entscheidend darauf ankom-
men, wie die Versicherten das Verfahren mit Progno-
se und Überprüfung annehmen werden. Eine Vorher-
sage erscheint hier schwierig. Daher ist es folgerich-
tig, dass der Gesetzgeber selbst den Erfolg der neuen 

Hinzuverdienstregelungen nach fünf Jahren überprü-
fen will83. Dabei soll insbesondere untersucht werden, 
inwieweit die Erwerbsbeteiligung älterer Menschen 
durch das neue Recht erhöht werden konnte oder ob 
unerwünschte Frühverrentungsanreize überwiegen. 
In diesem Zusammenhang ist vorgesehen, auch die 
Wechselwirkungen des neuen Hinzuverdienstrechts 
auf andere Leistungen der Sozialversicherung zu 
unter suchen. Der befristete Wegfall des isolierten 
Arbeit geber beitrags soll ebenfalls in fünf Jahren eva-
luiert werden84. Auf die Ergebnisse der Evaluation 
darf man gespannt sein.

83 BT-Drucks. 18/9787, S. 30.
84 Vgl. Fn. 83.
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